Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/151 


07. 02. 73 


Sachgebiet 613 


Verordnung 

der Bundesregierung 


Aufhebbare verkündete Fünfundzwanzigste Verordnung zur Änderung 
der Außenwirtschaftsverordnung 


Auf Grund des § 27 in Verbindung mit den §§ 2, 23 
Abs. 1 Nr. 4 bis 6, Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3, sowie 
§ 33 Abs. 2 des Außenwirtschaftsgesetzes vom 
28. April 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 481), zuletzt ge- 
ändert durch das Waffengesetz vom 19. September 
1972 (Bundesgesetzbl. I S. 1797), verordnet die Bun- 
desregierung; 

§ 1 

Die Außenwirtschaftsverordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 20. Dezember 1966 (Bun- 
desgesetzbl. 1967 I S. 1), zuletzt geändert durch die 
Vierundzwanzigste Verordnung zur Änderung der 
Außenwirtschaftsverordnung vom 14. Dezember 1972 
(Bundesgesetzbl. I S. 2373), wird wie folgt geändert: 

1. § 52 erhält folgende Fassung: 

52 

Beschränkung nach § 23 Abs. 1 Nr. 4 bis 6 und 
Abs. 2 Nr. 2 AWG 

(1) Rechtsgeschäfte, die 

1. den entgeltlichen Erwerb inländischer, 

auf Deutsche Mark lautender 

a) Schatzwechsel, 

b) unverzinslicher Schatzanweisungen, 

c) Vorratsstellenwechsel, 


d) bankgirierter Wechsel, die auf einen Ge- 
bietsansässigen gezogen und im Wirt- 
schaftsgebiet zahlbar sind, sowie bank- 
girierter eigener Wechsel, die ein Gebiets- 
ansässiger ausgestellt hat, 

e) Wechsel, die ein Gebietsansässiger ausge- 
stellt und ein gebietsansässiges Kredit- 
institut angenommen hat, 

durch Gebietsfremde von Gebietsansässigen 
zur Geldanlage, 

2. den entgeltlichen Erwerb inländischer Wert- 
papiere durch Gebietsfremde von Gebiets- 
ansässigen 

oder 

3. die Aufnahme von Darlehen und sonstigen 
Krediten sowie die Inanspruchnahme von 
Zahlungsfristen durch Gebietsansässige bei 
Gebietsfremden 

zum Gegenstand haben, bedürfen der Genehmi- 
gung. 

(2) Absatz 1 Nr. 3 findet keine Anwendung, 
wenn 

1. die nach dem 4. Februar 1973 entstandenen 
Verbindlichkeiten aus Darlehen und sonstigen 
Krediten sowie aus in Anspruch genommenen 
Zahlungsfristen zu keinem Zeitpunkt den Be- 
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trag von insgesamt fünfzigtausend Deutsche 
Mark 

überschreiten, 

2. die Darlehen und sonstigen Kredite durch ein 
Kreditinstitut aufgenommen werden und die 
daraus entstehenden Verbindlichkeiten von 
der Depotpflicht gemäß § 69 b Abs. 1 Nr. 7 
bis 10 oder gemäß § 6 a Abs. 2 des Außen- 
wirtschaftsgesetzes ausgenommen sind, 

3. die Inanspruchnahme der Zahlungsfristen han- 
delsüblich ist und für Warenlieferungen oder 
Dienstleistungen erfolgt, die von Gebietsfrem- 
den an einen Gebietsansässigen erbracht wor- 
den sind, 

4. die Kredite an bestimmte Warenlieferungen 
oder Dienstleistungen der in Nummer 3 ge- 
nannten Art gebunden sind und ihre Laufzeit 
der handelsüblichen Zahlungsfrist für die 
Warenlieferung oder Dienstleistung entspricht 

oder 

5. es sich bei den sonstigen Krediten um han- 
delsübliche Vorauszahlungen für Warenliefe- 
rungen oder Dienstleistungen handelt, die von 
einem Gebietsansässigen an Gebietsfremde zu 
erbringen sind. 

(3) Die Ausstattung von Unternehmen, Zweig- 
niederlassungen und Betriebsstätten im Wirt- 


schaftsgebiet mit Vermögenswerten {Betriebs- 
mittel und Anlagewerte) durch Gebietsfremde be- 
darf der Genehmigung. Das gilt nicht, wenn die 
nach dem 4. Februar 1973 vorgenommenen Aus- 
stattungen bei dem Unternehmen, der Zweig- 
niederlassung oder der Betriebsstätte zu keinem 
Zeitpunkt insgesamt den Betrag von fünfhundert- 
tausend Deutsche Mark überschreiten." 

2. § 71 Abs. 1 Nr. 8 a erhält folgende Fassung: 

„8 a. ohne die nach § 52 erforderliche Genehmi- 
gung ein Rechtsgeschäft über den Erwerb 
von Wertpapieren, die Aufnahme von Dar- 
lehen und sonstigen Krediten oder die In- 
anspruchnahme von Zahlungsfristen vor- 
nimmt oder Unternehmen, Zweigniederlas- 
sungen oder Betriebsstätten mit Vermögens- 
werten ausstattet,". 

§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 51 Abs. 4 des 
Außenwirtschaftsgesetzes auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Verkündung 
in Kraft. 
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